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ARBEITSZEIT

Rufbereitschaft und 
Bereitschaftsdienst
Für die Berechnung der Arbeitszeit ist die Unterschei- 
dung von Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft ent- 
scheidend. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat 
sich, unter dem Eindruck der jüngeren Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs, mit dieser Frage befasst 
und die bisherige Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts zur Abgrenzung von Rufbereitschaft und 
Bereitschaftsdienst europarechtskonform ausgelegt.
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Bereitschaftsdienst und 
Rufbereitschaft aus Sicht des 
Bundesverwaltungsgerichts

Nach dem BVerwG liegt Bereitschaftsdienst 
vor, wenn sich der oder die Beamte an einem 
vom Dienstherrn bestimmten Bereich außer-
halb des Privatbereichs zu einem jederzeit 
unverzüglichen Einsatz bereitzuhalten hat 
und erfahrungsgemäß mit einer dienstli-
chen Inanspruchnahme zu rechnen ist.

Demgegenüber ist Rufbereitschaft die 
Pflicht, sich außerhalb des Arbeitsplatzes 
bereitzuhalten, um bei Bedarf sofort zur 
Dienstleistung abgerufen zu werden.

Nach der Rechtsprechung des BVerwG 
unterscheiden sich Bereitschaftsdienst und 
Rufbereitschaft jedoch nicht durch einen 
unterschiedlichen Grad der Dringlichkeit.

Vielmehr kommt es darauf an, dass sich 
die Betreffenden im Bereitschaftsdienst an 
einem vom Dienstherrn bestimmten Ort au-
ßerhalb des privaten Bereichs aufzuhalten 
haben und erfahrungsgemäß damit zu rech-
nen ist, dass sie in einen Einsatz gerufen 
werden. In Rufbereitschaft können sich die 
Betreffenden hingegen zu Hause oder an ei-
nem anderen frei wählbaren und wechseln-

den Ort aufhalten und müssen erfahrungs-
gemäß nur sporadisch zu Einsätzen kom-
men, wenngleich auch hier unverzüglich.

Sichtweise des Europäischen 
Gerichtshofs

Nach der neueren Rechtsprechung des EuGH 
kann es sich bei dem vom Arbeitgeber im 
Rahmen des Bereitschaftsdienstes bestimm-
ten Ort auch um den Privatbereich handeln. 
Auch dass „erfahrungsgemäß mit einer 
dienstlichen Inanspruchnahme zu rechnen“ 
sein muss, gilt laut der EuGH-Rechtspre-
chung nicht als wesentliches Kriterium des 
Bereitschaftsdienstes, da dies die Intensität 
der vom Arbeitnehmer während der Dienst-
zeiten geleisteten Arbeit betrifft. Für die „Ar-
beitszeit“ ist dieser Definitionsbestandteil  
allerdings kein wesentliches Merkmal und 
darum nicht mehr heranzuziehen.

Auslegung des OVG Lüneburg

Das OVG Lüneburg hat Definition des „Be-
reitschaftsdienstes“ in den hierzu ergange-

nen Urteilen (5 LB 48/18, 5 LB 49/18 und 5 LB 
63/18) europarechtskonform ausgelegt. Die 
Unterscheidung zwischen Bereitschafts-
dienst und Rufbereitschaft hängt nach wie 
vor davon ab, in welchem Maß die Betreffen-
den jeweils gebunden und belastet werden. 
Nicht relevant ist hingegen der Aufenthalts-
ort außerhalb des Privatbereichs des Arbeit-
nehmers und die Wahrscheinlichkeit einer 
dienstlichen Inanspruchnahme.

Vielmehr gilt es, in Anbetracht der Um-
stände des jeweiligen Einzelfalles zu beur-
teilen, ob ein Aufenthaltsort vom Dienst-
herrn bestimmt werden muss und in 
welchem Umfang sich die Betreffenden wäh-
rend des Bereitschaftsdienstes persönlichen 
und sozialen Interessen widmen können.

Fazit

Es ist wichtig, zu wissen, dass das europäi-
sche Recht lediglich zwischen Arbeitszeit 
und Ruhezeit unterscheidet; die weiteren Dif-
ferenzierungen sind dem europäischen Recht 
fremd. Die bisherige Rechtsprechung des 
EuGH, in der festgestellt wurde, dass die In-
tensität der Arbeit kein wesentliches Merkmal 
des Begriffs Arbeitszeit ist, ist – soweit ersicht-
lich – auf die Qualifizierung des Bereitschafts-
dienstes bezogen gewesen. Insofern stellt sich 
die Frage, ob die Intensität der Arbeit zumin-
dest bei der Qualifizierung der Rufbereitschaft 
Eingang finden kann und somit bei der Frage 
heranzuziehen wäre, wie stark im Einzelfall 
die Möglichkeiten der Betroffenen, sich wäh-
rend der Zeiten des „Sich-Bereithaltens“ per-
sönlichen und sozialen Interessen widmen zu 
können, eingeschränkt sind. 

Zwingend erforderlich ist diese Berücksich-
tigung m. E. für den Dienstherrn; und zwar be-
reits bei der Prüfung, ob Rufbereitschaft oder 
Bereitschaftsdienst angeordnet werden soll. 

Hinzuweisen ist aber auch darauf, dass 
der EuGH bei Rufbereitschaft dazu neigt, die 
Leistungserbringung an einem anderen Ort 
als dem Aufenthaltsort als entscheidungser-
heblich heranzuziehen. Selbst wenn der Ar-
beitnehmer seinem Arbeitgeber in dem Sinne 
zur Verfügung steht, dass er „nur“ erreichbar 
sein muss, kann er freier über seine Zeit verfü-
gen und eigenen Interessen nachgehen, wenn 
seine Anwesenheit am Arbeitsplatz nicht er-
forderlich ist. (vgl. EuGH, ECLI:EU:C:2003:437 

= NZA 2003, 1019 = AP EWG-Richtlinie Nr. 
93/104 Nr. 7 Rn. 65 mwN – Jaeger).   I
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